
E ine so große Demonstration hat
Stuttgart lange nicht mehr gesehen.
Machtvoll haben die Privatschulen

im Land ihr Anliegen publik gemacht. Sie
wollen höhere Staatszuschüsse. Ob sie da-
mit in der Öffentlichkeit auf viel Verständ-
nis stoßen, ist fraglich. Die Haltung, dass
nur Besserverdienende ihre Kinder auf
freie Schulen schicken, ist weit verbreitet.
Ebenso das Argument, dass, wer Förderung
verlangt, die über die Möglichkeiten staatli-
cher Schulen hinausgeht, auch dafür bezah-
len soll. Es geht jedoch nicht um das Für
und Wider privater Schulen, es geht um
staatliche Zusagen. Das Land hat zugesagt,
den freien Schulen 80 Prozent der Kosten
eines Schülers an einer öffentlichen Schule
zu erstatten. Das Versprechen ist schon ei-
nige Jahre alt. Statt sich der Marke anzunä-
hern, verschlechtert sich der Wert.

Es wurden aber nicht Zuschüsse ge-
kürzt, die Verhältnisse haben sich geändert.
Die Kosten für staatliche Schüler sind ge-
stiegen, weil die Schülerzahlen sinken. Pri-
vatschulen haben mehr Schüler und müs-
sen mehr investieren. Die Vergleichszah-
len, die die Berechnungsbasis bilden, müs-
sen rascher aktualisiert werden. Die Priva-
ten haben einen Anspruch auf die zugesi-
cherten Mittel und dürfen nicht vertröstet
werden. Die Regierung sollte überdenken,
was an den Staatsschulen falsch läuft und
warum so viele ihnen den Rücken kehren.

D er Begriff des Fehlstarts hat in
Deutschland ja gerade Konjunktur,
nun gilt er auch für Europa, zumin-

dest ein bisschen. Erst mit einer Verzöge-
rung wird die neue EU-Kommission ihre
Arbeit aufnehmen können, nachdem die
bulgarische Kandidatin Rumiana Jeleva auf
heftige Kritik reagierte und ihren Rückzug
bekanntgegeben hat. Der Vorwurf, finan-
zielle Interessen unzureichend veröffent-
licht zu haben ist das eine, die katastro-
phale Vorstellung bei der Befragung durch
die Europaabgeordneten das andere. Bei-
des zusammen war zu viel.

Die designierte Kommissarin für Kata-
strophenschutz hat zwar den Terminplan
durcheinandergebracht, durch ihren Rück-
zug aber eine größere Katastrophe verhin-
dert. Für Kommissionspräsident José Ma-
nuel Barroso ist das ein Rückschlag, Schuld
trifft ihn nicht. Er muss in seinen Stab auf-
nehmen, was ihm die nationalen Regierun-
gen an Personal zur Verfügung stellen.
Allzu mächtig ist auch die Kontrolle des Par-
laments nicht, die Abgeordneten können
dem Gremium nur en bloc die Zustimmung
verweigern. Doch diesmal hat das System
Europa, dem Kritiker nicht zu Unrecht ein
demokratisches Defizit unterstellen, funk-
tioniert. Und eines sollte man nicht verges-
sen: deutsche Minister werden vom Bundes-
tag vor der Ernennung überhaupt nicht auf
ihre Tauglichkeit hin getestet.

K ommen wir zur Verleihung Unwort
des Jahres 2010. Gewinnen wird. . .
(etwas Spannung bitte): arbeitneh-

merfreie Zone. Den Begriff führt zwar nie-
mand im Munde – aber egal, wir haben ihn
öffentlich gemacht. Nun kann er der von Pro-
fessor Schlosser geführten Sprachkritischen
Aktion vorgeschlagen werden, die regelmäßig
das Unwort des Jahres kürt. Wir sind sicher,
die Jury erkennt arbeitnehmerfreie Zone das
gleiche Potenzial zu wie betriebsratsver-
seucht, dem Gewinner des Jahres 2009, weil
auch unsere Wortschöpfung völlig unange-
messen ist und die Menschenwürde verletzt.

Betriebsratsverseucht hat sich gegen das
Wachstumsbeschleunigungsgesetz, die
Schweinegrippe, den Schattenhaushalt, die
Abwrackprämie und sogar gegen Thilo Sar-
razins Kopftuchmädchen durchgesetzt – ge-
gen Begriffe also, ohne die wir keinen Small-
talk in der Stadtbahn, aber auch keine Re-
daktionskonferenz mehr bestreiten könn-
ten. Gottlob hatte das Magazin „Monitor“
am 14. Mai 2009 den Mitarbeiter eines Bau-
marktes interviewt. Der berichtete, dass
das Wort betriebsratsverseucht von Abtei-
lungsleitern verwendet werde, wenn ein
Mitarbeiter aus einer Filiale mit Betriebs-
rat in eine Filiale ohne Betriebsrat wech-
seln wolle. Eine unvergessene Sendung.
Danke, liebe ARD! Die Revanche erwarten
wir Mitte Januar 2011.  Matthias Schiermeyer
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Staatszuschüsse
für die Reichen?

Rückzug

In aller Munde

E ine sinnbildhaftere Skulptur hätte
sich die Stadt Pforzheim nicht aufs
Rathaus stellen können. Da balan-

ciert eine Figur und versucht das Gleichge-
wicht zu halten. Wie die Stadt selbst. Pforz-
heim ist eine Stadt am finanziellen Ab-
grund. Der Name der Skulptur des Künst-
lers Hubertus von der Golz: „Endzeit“.

Endzeitstimmung herrscht auch in der
Goldstadt, in der nur noch der vergoldete
Porsche, der Werbeträger für die Pforzhei-
mer Schmuckwelten, glänzt. Mit deutli-
chen Ausfällen bei der Gewerbesteuer
muss die 116 000-Einwohner-Stadt an der
Enz rechnen. Laut ersten Rahmendaten
fehlen 54,2 Millionen Euro in 2010 und
63,7 Millionen Euro in 2011, um den städti-
schen Haushalt auszugleichen. Damit be-
findet sich Pforzheim angesichts der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise in
bester Gesellschaft mit vielen
anderen Kommunen. Drama-
tisch verschärft wird die pre-
käre Lage der Stadtfinanzen
aber durch hochspekulative
Zinswetten, die lange vor der
Krise abgeschlossen wurden.

Diese sogenannten deriva-
ten Finanzpapiere stehen der-
zeit mit 53 Millionen Euro im
Minus. Daraus drohen im
schlimmsten Fall 77,5 Millio-
nen Euro Verlust bei Fällig-
keit in den Jahren 2014 bis
2017. Was einst als Wunder-
waffe zur Zinssenkung bei der
Schuldenlast gedacht war, hat sich zu ei-
nem gefährlichen Risiko für eine Stadt mit
einem 430-Millionen-Etat entwickelt.

Aufgrund einer anonymen Anzeige er-
mittelt die Schwerpunktstaatsanwalt-
schaft Wirtschaftskriminalität in Mann-
heim wegen des Verdachts der Untreue. Im
Visier der Ermittler: die damals verant-
wortliche Oberbürgermeisterin Christel
Augenstein (FDP) und die Kämmerin Su-
sanne Weishaar. Sie stellte Mitte Novem-
ber „wegen mangelnder Vertrauensbasis“
ihr Amt zu Verfügung. Wenig später rück-
ten Polizei und Staatsanwaltschaft zur Raz-
zia im Rathaus an und nahmen Akten mit.
Der Begriff Untreue umfasse auch einen
„Gefährdungsschaden“, erläuterte der
Sprecher der Staatsanwaltschaft. Möglich

ist, dass ein Schaden für die Stadt erst bei
Fälligkeit der Papiere eintreten wird. Die
Ermittlungen werden wegen der „höchst
komplexen Geschichte“ andauern.

Der neue Oberbürgermeister heißt Ha-
ger und wusste von nichts. Gert Hager
(SPD) gewann im Juni 2009 die Stichwahl
gegen Augenstein, und er sagt, dass ihm die
riskanten Geschäfte mit Steuergeldern völ-
lig unverständlich seien. Dabei hat Hager
seit 2003 selbst als Schul- und Kulturbür-
germeister zur Führungsriege im Rathaus
gehört. Ebenso wie der damalige Erste Bür-
germeister Andreas Schütze (CDU), der
2008 als Leiter der Landesvertretung Ba-
den-Württemberg nach Berlin ging.
Schütze war zuständig für das Dezernat IV
und somit für den Eigenbetrieb Stadtent-
wässerung (ESP). In einem von ihm unter-

schriebenen Vierteljahresbe-
richt 2005 für den Rat wird
darauf hingewiesen, dass die
Stadt seit 2004 „aktiv die Mög-
lichkeiten derivater Finanzin-
strumente (sog. Swaps) auf Ba-
sis bestehender Darlehen zur
Zinsoptimierung“ nutze. „Die
Kämmerei, welche im Auftrag
der ESP die Schuldenverwal-
tung sowie das Zins- und Deri-
vatemanagement betreibt,
wird auch 2005 hier weiter tä-
tig sein.“

Und trotzdem will keiner
etwas gewusst haben? „Auf
der Bürgermeister-Ebene wa-

ren wir nicht informiert über die tatsächli-
che Art und Größenordnung der Derivat-
Geschäfte“, betont Hager. Auch habe ihm
seine Vorgängerin Augenstein keine Unter-
lagen übergeben. Selbst nachgefragt hat of-
fensichtlich auch keiner, nicht nach dem
Umfang, der Zahl der Geschäfte, nicht nach
den Risiken, dem Prozedere und den Zu-

ständigkeiten bei den Abschlüssen. Es gab
laut Hager nur „allgemeine Informationen
über Swaps, da waren wir in einer ähnli-
chen Situation wie der Gemeinderat“.

Eine ahnungslose Rathausspitze? Die
Gemeindeprüfungsanstalt Ba-
den-Württemberg (GPA), die
Hager mit einer Prüfung be-
auftragt hatte, bestätigt Ha-
gers Auffassung. Eine Infor-
mation der Dezernenten über
die durch die Derivate einge-
tretenen „Schwierigkeiten“
erfolgte „ausweislich der Pro-
tokolle der Bürgermeisterbe-
sprechungen seit 2003
nicht“, heißt es in einem Be-
richt der GPA.

Im Nachhinein macht sich
zumindest Sibylle Schüssler,
Fraktionssprecherin der Grü-
nen Liste, Vorwürfe. „Wir wa-
ren zu vertrauensvoll.“ Denn
man hätte gewarnt sein kön-
nen. Mitte Juli 2007 wurde dem Gemeinde-
rat das Ausmaß möglicher Risiken der spe-
kulativen Papiere bekannt. Verhindern
konnten die Räte da zwar nichts mehr,
denn die Kämmerin hatte weitere Verträge
mit der Bank JP Morgan zur Absicherung
des drohenden Verlustes abgeschlossen.
Die Ergebnisse der Swaps – sie standen im
November 2006 mit 23 Millionen Euro im
Minus – seien durch sogenannte Spiegelge-
schäfte „neutralisiert“, beruhigte sie.

Tatsächlich sind es nun drei weitere Pa-
piere, mit denen sich JP Morgan seiner-
seits abgesichert hatte, die der Stadt mögli-
cherweise ein Millionengrab bescheren.
Marktwert der Papiere, Stand Ende 2009:
Momentus minus 16,78 Millionen Euro;
CarryMax minus 14,095 Millionen; Mo-
mentus Quattro minus 22,165 Millionen.
Dass die Kämmerin Geschäfte in solchen

Dimensionen abschließen konnte ohne Ge-
meinderatsbeschluss, während die Ober-
bürgermeisterin laut Hauptsatzung nur
250 000 Euro eigenmächtig ausgeben darf,
ist keinem aufgefallen. In Pforzheim hatte

Susanne Weishaar, die aus der
freien Wirtschaft kam, offen-
bar unbegrenztes Vertrauen.
Es gibt zwar seit April 2007
eine Dienstanweisung zum
Abschluss von Derivaten, die
das städtische Rechnungsprü-
fungsamt allerdings unter Fe-
derführung der Kämmerin
verfasst hatte. Darin heißt es,
solche Geschäfte seien
„grundsätzlich Geschäfte der
laufenden Verwaltung“. Des-
halb informierte Weishaar –
laut Prüfbericht der GPA erst-
mals aktenkundig am 6. Okto-
ber 2006 – die Oberbürger-
meisterin über das drohende
Debakel. Dem Gemeinderat

wurden neun Monate später „Beruhigungs-
pillen“ verpasst. Wie auch in der Folge der
Grünen Schüssler, die ihren Ratskollegen
als „Quälgeist“ negativ auffiel mit ihren
häufigen Nachfragen zur Kursentwick-
lung. Noch im März 2009 – kurz vor der
OB-Wahl – hielten Augenstein und Weis-
haar das sich abzeichnende Desaster unter
der Decke. Die Verwaltung verfolge „mit
Sorge“ die Entwicklung auf den Finanz-
märkten, die auch die aktuellen Zinsent-
wicklungen der Derivate berührten. Auf-
grund der langjährigen Ausrichtung droh-
ten keine „unmittelbaren Belastungen“.

Für die Gemeindeprüfungsanstalt ist
klar: In Pforzheim waren nur vier von 17
Swaps durch Kredite abgesichert, alle ande-
ren waren spekulative Geschäfte: Sie hät-
ten aufgrund des Spekulationsverbotes, ge-
regelt im Erlass des Innenministeriums,
der Stadt erst gar nicht angeboten werden
dürfen, die Stadt hätte sie aber auch nicht
abschließen dürfen. Abgesehen von den ju-
ristischen Unwägbarkeiten, steht der OB
Hager vor einem Rätsel: Was tun mit den
Giftpapieren? Aussitzen und auf sich erho-
lende Kurse hoffen? Oder den Verlust von
mindestens 53 Millionen Euro realisieren?
Ein Tübinger Wirtschaftswissenschaftler
soll mit einem Gutachten helfen.

Christel Augenstein (FDP),
im Jahr 2002 als OB

Susanne Weishaar, 2004,
Kämmerin, Haushaltsrede

Unten rechts

W enn sich Richard Widmaier an
diesen Augenblick erinnert, an
den 12. Januar 2010, 16.53 Uhr,

dann steht er wie mechanisch von seinem
Schreibtisch auf, macht einen Schritt zur
Seite und wippt leicht auf und ab: „Die ers-
ten fünf Sekunden bewegte sich alles nach
oben und unten, dann nach rechts und
links. Ich wäre fast umgefallen“, erzählt er
und beschreibt dann die schwersten sechs
Stunden seines Lebens. „Ich habe sofort
gemerkt, dass das ein Erdbeben sein
musste.“ Richard Widmaier, der Chef von
Radio Metropole in Port-au-Prince, erlebte
die Katastrophe in seinem Büro in der
Hauptstadt, als er gerade das Programm
der kommenden Tage plante.

„Ich dachte sofort an meine drei Kinder,
die alle an verschiedenen Orten waren.“
Der Älteste in der Schule, die Mittlere in
der Tanzschule und die Kleinste bei Freun-
den. „Drei Kinder, elf, acht und sechs, an

drei verschiedenen Orten. Ich dachte, ich
drehe durch.“ Widmaier rannte raus, stieg
in seinen Wagen und fuhr los. „Ich wusste
nicht, wen ich zuerst suchen sollte.“

Mittlerweile war die Nacht über die
Stadt hereingebrochen: „Alle Menschen lie-
fen panisch durcheinander. Der Verkehr
stand.“ Widmaier ließ das Auto stehen und
lief eine Dreiviertelstunde durch die stock-
finstere Stadt. „Alle Menschen schrien. So
ein Schreien hatte ich noch nie in meinem
Leben gehört. Es ging durch Mark und
Bein. Das werde ich nie vergessen. Es war
wie das Ende der Welt.“

Gegen 20 Uhr erreicht Widmaier das
Französische Gymnasium und holt seinen
Sohn Brian unversehrt raus. Als er kurz
nach 23 Uhr sein Haus im Vorort Pétion-
ville erreicht, warten dort seine Frau und
die beiden Töchter unversehrt. „Selbst
mein Vater hat es im Bruchteil einer Se-
kunde aus seinem Haus geschafft, bevor es

zusammenbrach.“ Eine Woche später sitzt
der 54 Jahre alte Radiomacher wieder am
gleichen Platz. Und wenn er die Ereignisse
Revue passieren lässt, weiß er, dass er zu
den ganz wenigen in Haiti gehört, die ganz

viel Glück hatten. „Alle meine Angestellten
haben jemanden verloren. Zwei von dreien
meiner Leute haben ihr Haus verloren, sie
leben auf der Straße. Jeder hat eine Ge-
schichte zu erzählen.“ Auch wenn Wid-
maier keinen Angehörigen verloren hat,
weiß er schon jetzt von zwei Dutzend
Freunden, die in der Katastrophe umge-
kommen sind. „In ein paar Monaten wer-
den wir erst wirklich merken, wen wir alles
verloren haben. Dann, wenn du irgendwo
anrufst und dann hörst, der ist doch bei
dem Beben ums Leben gekommen.“

Radio Metropole, das wichtigste Nach-
richtenradio in Haiti, sendet wieder seit
einem Tag. Es gibt natürlich nur ein
Thema. Aber die Reporter und Moderato-
ren haben das Studio im Garten vor dem
Sender improvisiert. „Sie sind alle so trau-
matisiert. Keiner will mehr in das Gebäude
gehen.“ Wie es weitergeht, weiß Widmaier,
dessen Großvater einmal aus Stuttgart in
die Karibik auswanderte, nicht. „Ich denke
nur von Tag zu Tag. Im Moment weiß ich
nicht, wie ich meine Angestellten bezahlen
soll, denn die Unternehmen, die Werbung
geschaltet haben, gibt es nicht mehr.“

„Wir machen eine
zukunftsorien-
tierte und solide
Finanzpolitik.“

„Es bedarf des Ein-
fallsreichtums und
der Innovations-
kraft, vor allem
aber des Mutes.“

Karibik Drei der neun Millionen Haitianer sind vom Beben betroffen.
Richard Widmaier ist verschont geblieben. Von Klaus Ehringfeld

Untreueverdacht Die Staatsanwälte ermitteln, der Kämmerei drohen enorme Millionenverluste: Nach dem Abschluss verbotener Zinswetten
steht die Stadt Pforzheim am finanziellen Abgrund. Und die Ratsoberen haben von nichts gewusst. Von Andrea Koch-Widmann

Eine seltene Geschichte des Glücks aus Haiti

Swaps Kommunen nutzen so-
genannte Zinsderivate oder
Zinsswaps (Tausch), um Fest-
zinsen bei ihren Darlehen in va-
riable Zinsen zu tauschen.
Weil die oft niedriger sind als
Festzinsen, kann ein Tausch at-

traktiv sein. Eine Gewähr dafür
gibt es nicht; es bleibt das Ri-
siko der Zinserhöhung. Bei
Swapgeschäften werden mit
Unternehmen oder anderen
Kommunen nur die Zinszahlun-
gen getauscht, nicht die Kre-

dite. Wegen des Einstiegs in
ein für Kommunen verbotenes,
spekulatives Swapfinanzpro-
dukt – den Spread Ladder
Swap der Deutschen Bank –
und Folgegeschäften drohen
Pforzheim hohe Verluste. StZ
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DAS RISKANTE GESCHÄFT MIT DEN ZINSDERIVATEN

Gewettet und verzockt im städtischen Dienst

Einer der Davongekommenen: der Haitia-
ner Richard Widmaier Foto: Ehringfeld

Die Skulptur auf dem Pforzheimer Rathaus trägt den Namen „Endzeit“. Und Endzeitstimmung herrscht auch wegen der schweren Finanzkrise der Stadt. Foto: Sebastian Seibel
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